
Landgericht Hamburg 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

§ 11 StVO 

1. Gemäß § 11 Abs. 2 StVO ist eine sogenannte "Rettungsgasse" auf Autobahnen 
und Außerortsstraßen mit mindestens zwei Fahrstreifen für eine Richtung zu 
bilden. Diese Vorschrift gilt jedoch nicht für den innerstädtischen Verkehr. Hier 
gelten - je nach Einzelfallsituation - andere Maßstäbe. 

2. Wenn ein auf der linken von zwei Fahrspuren vor einer roten Ampel wartender 
Fahrzeugführer nach links auf eine Sperrfläche ausweicht, um eine 
Rettungsgasse für ein von hinten mit Blaulicht und Martinshorn kommendes 
Polizeifahrzeug zu schaffen, der Fahrer des Polizeifahrzeuges aber seinen 
Fahrweg bereits anders gewählt hat, weil er links an den wartenden Fahrzeugen 
über die Sperrfläche vorbeifahren will, und es zur Kollision mit dem 
ausscherenden Fahrzeug kommt, ist dem ausscherenden Fahrzeugführer der 
Vorwurf zu machen, statt dem Polizeifahrzeug freie Bahn zu verschaffen bzw. zu 
lassen, diesem ein Hindernis bereitet zu haben. Er hätte keinesfalls ausscheren 
dürfen, nachdem in der konkreten Situation bereits erkennbar war, dass das 
Polizeifahrzeug an der Fahrzeugkolonne links vorbeifuhr.  

3. Auf seiten des Halters des Polizeifahrzeuges ist ein Verstoß dessen Fahrers 
gegen § 35 Abs. 8 i.V.m. § 1 Abs. 2 StVO zuzurechnen. Denn der Fahrer hätte 
die zugelassenen Sonderrechte nur unter gebührender Berücksichtigung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausüben dürfen. In Abwägung der 
beiderseitigen Verkehrsverstöße ist daher vorliegend eine Haftungsverteilung im 
Maßstab 60 % / 40 % zu Lasten des Halters des ausscherenden Fahrzeuges 
angemessen. 

LG Hamburg, Urteil vom 18.02.2022, Az.: 306 O 471/20 

Tenor: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger € 321,99 nebst Zinsen in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 11.04.2019 sowie vorgerichtliche 
Rechtsanwaltskosten in Höhe von € 197,42 nebst Zinsen in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 02.02.2021 zu zahlen. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

2. Von den Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger 90 % und die Beklagte 10 %. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der jeweilige Vollstreckungsschuldner kann die 
Vollstreckung des Vollstreckungsgläubigers durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 
des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn nicht der 



Vollstreckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des zu 
vollstreckenden Betrags leistet. 

Tatbestand: 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Zahlung von Schadensersatz aufgrund eines 
Verkehrsunfalls am 07.11.2018 auf der B. Straße in Höhe der Hausnummer... . 

Der Kläger war zum damaligen Zeitpunkt Eigentümer des Fahrzeugs Audi A4 Avant, 
amtl. Kennzeichen... . Mit diesem Fahrzeug befuhr er die B. Straße in nördlicher 
Richtung. Die B. Straße weist in dieser Fahrtrichtung zwei Fahrstreifen auf. Etwa 90 
Meter vor der Haltelinie der Lichtzeichenanlage zur Kreuzung D. Straße beginnt in der 
Fahrbahnmitte der B. Straße eine sich bis zur Kreuzung verbreiternde schraffierte 
Sperrfläche, die die beiden nach Norden führenden Fahrstreifen von den beiden 
Fahrstreifen der Gegenrichtung trennt. In Höhe der Haltelinie befindet sich zudem eine 
Verkehrsinsel im linken Bereich der Sperrfläche. Zwischen dieser Verkehrsinsel und dem 
linken Fahrstreifen weist die Sperrfläche dort eine Breite auf, die etwa derjenigen eines 
Fahrstreifens entspricht. Wegen der Örtlichkeiten wird auf die Luftbildaufnahme und die 
Lichtbilder des Unfallortes in dem Sachverständigengutachten (Bl. 172 ff.) verwiesen. 

Der Kläger hielt mit seinem Fahrzeug auf dem linken der beiden Fahrstreifen als erstes 
Fahrzeug vor der Haltelinie aufgrund der für ihn „rot“ anzeigenden Lichtzeichenanlage. 
Hinter dem Kläger befand sich der Zeuge R. in seinem Fahrzeug. Dahinter hielten noch 
weitere Fahrzeuge, deren genaue Zahl zwischen den Parteien streitig ist. Auch auf dem 
rechten Fahrstreifen befanden sich Fahrzeuge. 

Der Zeuge M. näherte mit dem Funkstreifenwagen Mercedes Benz E 220d, amtl. 
Kennzeichen... , von hinten kommend der Kreuzung und den dort haltenden Fahrzeuge. 
Aufgrund eines Einsatzes fuhr er mit zugelassenen Sonderrechten (Blaulicht und 
Martinshorn). Beifahrerin in diesem Fahrzeug war die Zeugin K.. Der Zeuge M. überholte 
die vor ihm haltenden Fahrzeug linksseitig unter Benutzung der dortigen Sperrfläche. 
Der Kläger fuhr allerdings mit seinem Fahrzeug ein Stück nach links auf die Sperrfläche, 
um zwischen seinem und dem rechts von ihm befindlichen Fahrzeug eine 
„Rettungsgasse“ zu bilden. Etwa in Höhe der Verkehrsinsel, mithin unmittelbar vor der 
Kreuzung, kam es daher zu einer Kollision zwischen dem Funkstreifenwagen und dem 
Fahrzeug des Klägers, bei der das Fahrzeug des Klägers im linken Seitenbereich und der 
Funkstreifenwagen im vorderen rechten Bereich beschädigt wurden. Streitig ist der 
zeitliche Zusammenhang zwischen dem Überholmanöver des Funkstreifenwagens und 
dem Linksschwenk des Klägers. 

Zur Feststellung der Schadenshöhe holte der Kläger ein Sachverständigengutachten ein, 
wonach sich der Wiederbeschaffungsaufwand (bei übersteigenden Reparaturkosten) auf 
€ 2.147,00 beläuft. Für das Gutachten musste er € 812,89 aufwenden. Er beansprucht 
von der Beklagten die Zahlung dieser Schadenspositionen zuzüglich einer Pauschale für 
die An- und Ummeldung von € 75,00 sowie eine weitere Kostenpauschale von € 20,00, 
mithin insgesamt € 3.054,89. Darüber hinaus beansprucht er die Zahlung von 
vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von € 409,36. Der Kläger beauftragte 
seine Prozessbevollmächtigten mit der außergerichtlichen Durchsetzung seiner 
Ansprüche. 

Die Beklagte ließ ihrerseits den Schaden an dem Funkstreifenwagen begutachten. 
Danach sollen sich die Netto-Reparaturkosten auf € 4.048,52 (netto) belaufen und es soll 
eine merkantile Wertminderung in Höhe von € 450,00 eingetreten sein. Für das 
Gutachten musste die Beklagte € 300,00 aufwenden. 



Die Beklagte geht von einer anteiligen Haftung für das Unfallgeschehen in Höhe von 30 
% aus und erklärt in Bezug auf die sich hieraus ergebende Hauptforderung des Klägers 
in Höhe von € 893,97 (= 30 % der Klagforderung ohne Kostenpauschale) die 
Primäraufrechnung mit einer vermeintlichen eigenen Schadensersatzforderung gegen 
den Kläger. Mit Schreiben vom 02.04.2019 (Anlage K 6) lehnte sie unter Verweis auf die 
dort von ihr vorgenommene Aufrechnung die Zahlung von (weiterem) Schadensersatz ab. 

Im Laufe des vorliegenden Rechtsstreits haben die Parteien die zunächst streitige 
Schadenshöhe an dem Funkstreifenwagen mit € 3.500,00 (Netto-Reparaturkosten) und € 
300,00 (Wertminderung) unstreitig gestellt. 

Der Kläger trägt vor, er habe von hinten das Martinshorn des Funkstreifenwagens gehört 
und diesen in etwa 800 Meter Entfernung gesehen. Dieser sei auf der Fahrbahn gefahren 
und habe keine Anstalten gemacht, nach links auf die Sperrfläche zu fahren. Er habe 
sodann mit seinem Fahrzeug die Spurmitte zwischen den beiden Fahrstreifen geräumt 
und sei dafür mit seinem Fahrzeug leicht nach links in Richtung Sperrfläche gefahren. 
Er habe sich durch einen Blick in den Spiegel und einen Schulterblick vergewissert, dass 
der Verkehrsraum frei gewesen sei und habe dann mit seinem Fahrzeug wieder 
angehalten. Plötzlich sei der Funkstreifenwagen über die Sperrfläche, mit einem äußerst 
geringen, nicht ausreichenden Seitenabstand an den haltenden Fahrzeugen 
vorbeigefahren und gegen das mittlerweile wieder stehende Fahrzeug des Klägers 
gefahren. Der Funkstreifenwagen habe nicht die Rettungsgasse genutzt, die gebildet 
worden sei, und durch die er unproblematisch hätte fahren können. Er ist der Ansicht, 
dass die Beklagte vollumfänglich für seinen Unfallschaden hafte. 

Der Kläger beantragt, 
1.) 
die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger € 3.054,89 zzgl. Zinsen in Höhe von 5 %-
Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 247 BGB seit dem 11. April 2019 zu 
zahlen; 
2.) 
die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe 
von € 409,36 zzgl. Zinsen in Höhe von 5 %-Punkten über den jeweiligen Basiszinssatz 
gem. § 247 BGB seit Rechtshängigkeit zu zahlen. 

Die Beklagte beantragt, 
die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte behauptet, Eigentümerin des am Unfall beteiligten Funkstreifenwagens zu 
sein. Als sich der Zeuge M. mit diesem Fahrzeug der Kreuzung B. Straße / D. Straße 
angenähert habe, sei die Lichtzeichenanlage „rot“ gewesen und es hätten jeweils etwa 6-8 
Fahrzeuge auf beiden Fahrstreifen gewartet. Der Zeuge M. sei daher etwa 100 Meter vor 
der Lichtzeichenanlage nach links gefahren, um durch das Überfahren der dortigen 
Sperrfläche die wartenden Fahrzeuge zu umfahren. Als er sich dem Kreuzungsbereich 
angenähert habe, sei plötzlich und völlig unvermittelt der Kläger, der als erstes Fahrzeug 
an der Ampel gewartet habe, nach links gezogen. Der Zeuge M. habe trotz einer 
sofortigen Bremsung eine Kollision nicht mehr vermeiden können. Die Beklagte ist der 
Ansicht, für den Schaden des Klägers allenfalls in Höhe von 30 % haften zu müssen. 
Eine etwaige Forderung des Klägers sei aufgrund der erklärten Aufrechnung 
vollumfänglich erloschen. 

Das Gericht hat den Kläger zum Unfallgeschehen persönlich angehört sowie die Zeugen 
M., K. und R. vernommen. Es hat ferner ein schriftliches unfallanalytisches 
Sachverständigengutachten des Sachverständigen Dipl.-Phys. W. eingeholt. 



Die Parteien haben nach Eingang des Gutachtens einer Entscheidung im schriftlichen 
Verfahren gemäß §  128 Abs.  2 ZPO zugestimmt. Wegen des weiteren Vortrags der 
Parteien wird zur Ergänzung des Tatbestandes Bezug genommen auf die gewechselten 
Schriftsätze nebst Anlagen. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage ist nur im tenorierten Umfang begründet. 

Der Kläger hat gegenüber der Beklagten wegen des streitgegenständlichen Unfalls am 
7.11.2018 auf der B. Straße dem Grunde nach einen Anspruch auf Ersatz von 40 % 
seines unfallbedingten Schadens gemäß §§ 7, 17 StVG, 823 BGB (I.). Der Anspruch des 
Klägers ist jedoch aufgrund der von der Beklagten erklärten Aufrechnung teilweise 
erloschen (II.). 

I. 

Da sich der Unfall bei dem Betrieb zweier Kraftfahrzeuge ereignet hat, richtet sich die 
wechselseitige Haftung nach §  17 StVG. Hiernach sind neben den jeweiligen 
Betriebsgefahren der beteiligten Fahrzeuge die jeweiligen Verursachungsbeiträge, die zu 
dem Unfall geführt haben, gegeneinander abzuwägen. Bei dieser Abwägung können nur 
feststehende, d.h. unstreitige oder bewiesene Tatsachen zugrunde gelegt werden. 

Im vorliegenden Fall hat der Kläger gegen § 38 Abs. 1 S. 2 StVO verstoßen. Er hätte dem 
von hinten mit Sonderrechten herannahenden Einsatzfahrzeug „freie Bahn“ verschaffen 
müssen. Das hat er nicht getan, sondern vielmehr aufgrund einer Fehleinschätzung des 
Fahrweges des Einsatzfahrzeuges durch sein Ausscheren nach links ein plötzliches 
Hindernis für das Einsatzfahrzeug gebildet. Soweit der Kläger darauf verweist, dass er 
eine sogenannte „Rettungsgasse“ habe bilden wollen, verkennt er, dass dieses im 
konkreten Fall nicht geboten gewesen war, um der Verpflichtung nach § 38 Abs. 1 S. 2 
StVO zu genügen. Eine solche „Rettungsgasse“ ist nach § 11 Abs. 2 StVO nämlich auf 
Autobahnen und Außerortsstraßen mit mindestens zwei Fahrstreifen für eine Richtung 
zu bilden. Diese Vorschrift gilt jedoch nicht für den innerstädtischen Verkehr. Hier gelten 
- je nach Einzelfallsituation - andere Maßstäbe. Im konkreten Fall ist das Gericht davon 
überzeugt, dass der Kläger zu dem Zeitpunkt seines Ausscherens nach links mit der 
gebotenen Sorgfalt ohne Weiteres hätte erkennen können und müssen, dass sich das 
Einsatzfahrzeug bereits linksseitig von ihm durch die Benutzung der schraffierten 
Sperrfläche angenähert hat. Er hätte daher auf gar keinen Fall nach links ausscheren 
dürfen. Nicht nur die im Funkstreifenwagen befindlichen Zeugen M. und K. haben 
geschildert, bereits mehrere Fahrzeuge auf diese Weise überholt zu haben, bevor der 
Kläger plötzlich nach links in ihren Fahrtweg hineingefahren sei. Vielmehr hat auch der 
am Unfall unbeteiligte Zeuge R., der sich unmittelbar hinter dem Kläger befunden hat, 
angegeben, das von hinten mit Sonderrechten herannahende Fahrzeug während des 
Überholvorganges wahrgenommen zu haben und erst dann, nämlich als dieses schon 
fast neben ihm gewesen ist, den Ausschervorgang des Klägers vor ihm beobachtet zu 
haben. Der Unfallschilderung des Zeugen war lebensnah, ohne jegliche 
Belastungstendenz, plausibel und nachvollziehbar. An seiner Wahrnehmungsbereitschaft 
in der konkreten Situation bestehen in Anbetracht der bewussten Aufmerksamkeit auf 
das mit Sonderrechten fahrende Einsatzfahrzeug keinerlei Zweifel. Unter 
Zugrundelegung dieser Schilderung und in Anbetracht der geraden Straßenführung an 
der Unfallstelle hätte dann aber auch der Kläger ohne Weiteres das linksseitig 
herannahende Fahrzeug der Beklagten rechtzeitig wahrnehmen können und müssen. 
Soweit der Kläger vortragen lässt, dass dieses Fahrzeug durch eine „Rettungsgasse“ 
zwischen den hinter ihm befindlichen Fahrzeugen hätte durchfahren können, handelt es 



sich ersichtlich um eine Schutzbehauptung. Denn aus den Angaben des Zeugen R. folgt, 
dass er nicht nach links ausgeschwenkt ist und eine „Rettungsgasse“ gebildet hat, und 
dass hinter ihm zudem noch mehrere Fahrzeuge gewesen sind, die bereits von dem 
Einsatzfahrzeug linksseitig überholt worden sind. Der Zeuge hat die Zahl dieser 
Fahrzeuge auf „etwa 10“ geschätzt. Auf die Frage, ob der Kläger zum Zeitpunkt der 
Kollision bereits gestanden hat (wie er schriftsätzlich hat vortragen lassen), oder ob er 
noch in Bewegung gewesen ist (wie er zunächst spontan im Rahmen der mündlichen 
Anhörung angegeben hat), kommt es letztendlich nicht an. Denn nach den Angaben der 
Zeugen, und dabei insbesondere der Schilderung des Zeugen R., kann hier nicht 
festgestellt werden, dass der Kläger bereits so lange gestanden hätte, dass er rechtzeitig 
für den Z. K. als Hindernis wahrnehmbar gewesen wäre. 

Soweit es die Beklagte betrifft, muss sie sich ihrerseits einen Verstoß des Zeugen M. 
gegen § 35 Abs. 8 i.V.m. § 1 Abs. 2 StVO zurechnen lassen. Denn der Zeuge M. hätte die 
zugelassenen Sonderrechte nur unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung ausüben dürfen. Er hat hier aufgrund der Ausübung der 
Sonderrechte die Fahrzeugschlange vor der Kreuzung linksseitig durch die Benutzung 
der dortigen Sperrfläche überholt. Dieses stellt eigentlich ein faktisches Überholverbot 
dar, weil ein Fahrzeugführer grundsätzlich darauf vertrauen darf, dass ihn ein 
nachfolgender Kraftfahrer nicht durch die Inanspruchnahme einer solchen Sperrfläche 
überholt (vgl. BGH VersR 1987, 906 ff.). Da sich die Sperrfläche zudem in dem Bereich 
vor der Kreuzung aufgrund der dort befindlichen Verkehrsinsel erheblich verengt (siehe 
hierzu die Luftbildaufnahme, Anlage 1 des Sachverständigengutachtens, Bl. 172 d.A.), 
hätte der Zeuge M. jedenfalls dort seine Geschwindigkeit deutlich reduzieren müssen. 
Spätestens ab dort hätte er sich mit etwa Schrittgeschwindigkeit in den 
Kreuzungsbereich hineintasten müssen, zumal - nach seiner eigenen Wahrnehmung - 
die für ihn geltende Lichtzeichenanlage „rot“ gezeigt hat. Die Reduzierung der 
Geschwindigkeit war hier nämlich nicht nur wegen des Querverkehrs im 
Kreuzungsbereich, sondern auch wegen der Engstelle vor der Kreuzung, die quasi ein 
„Nadelöhr“ darstellt, geboten. Der Zeuge M. hätte damit rechnen müssen, dass 
Verkehrsteilnehmer, wie hier der Kläger, aufgrund der Wahrnehmung des Martinshorns 
möglicherweise nach links ausschwenken könnten, um eine „Rettungsgasse“ zu bilden. 
Auch wenn dieses im innerstädtischen Bereich nicht vorgeschrieben und im konkreten 
Fall auch nur durch das Befahren der Sperrfläche möglich gewesen ist, hätte der Zeuge 
M. diese Möglichkeit ernsthaft in Betracht ziehen und betont langsam fahren müssen, 
um auf ein entsprechendes Fehlverhalten anderer Verkehrsteilnehmer reagieren zu 
können. Nach dem Ergebnis des Sachverständigengutachtens steht jedoch fest, dass der 
Zeuge M. mit mindestens 20 km/h gefahren ist, als der Funkstreifenwagen mit dem 
Fahrzeug des Klägers in dieser Engstelle kollidiert ist. Eine noch höhere Geschwindigkeit 
des Funkstreifenwagens ist nach dem Ergebnis des Gutachtens zwar möglich, 
letztendlich jedoch nicht mit der erforderlichen Sicherheit feststellbar. Fest steht 
dagegen, dass der Zeuge M. die Kollision bei einer Geschwindigkeit von 14 km/h hätte 
vermeiden können. Auch wenn selbst diese Geschwindigkeit nach Ansicht des Gerichts 
im vorliegenden Fall an der konkreten Kollisionsstelle der Fahrzeuge aufgrund der 
Verengung noch zu hoch gewesen wäre, folgt hieraus die Unfallkausalität des 
Geschwindigkeitsverstoßes. Das Gericht stützt sich insoweit auf die Ausführungen des 
plausibel und nachvollziehbar begründeten Sachverständigengutachtens, gegen das die 
Parteien keine Einwände erhoben haben. 

Bei Abwägung der oben genannten Verkehrsverstöße gemäß § 17 StVG folgt, und zwar 
selbst unter Berücksichtigung einer grundsätzlich höheren Betriebsgefahr des mit 
Sonderrechten fahrenden Funkstreifenwagens, eine höhere Haftung des Klägers. Denn 
sein Verkehrsverstoß hat hier aufgrund der einwandfreien und deutlichen Erkennbarkeit 
des von hinten herannahenden Funkstreifenwagens ein erheblich höheres Gewicht als 
die dem Zeugen M. nachweisbare, im Ergebnis allerdings relativ geringe 
Geschwindigkeitsüberschreitung. Maßgeblich ist insoweit, dass der Kläger durch sein 



Fahrmanöver in die vorhandene „Engstelle“ der Sperrfläche zwischen der Verkehrsinsel 
und dem linken Fahrstreifen und damit direkt in den Fahrweg des Funkstreifenwagens 
hineingefahren ist. Das Gericht hält insoweit eine Haftungsverteilung im Maßstab 60 % / 
40 % zu Lasten des Klägers für angemessen. 

Der Kläger kann damit folgende Schadensersatzpositionen beanspruchen: 
Wiederbeschaffungsaufwand: 
€ 2.147,00 
Sachverständigenkosten: 
€ 812,89 
An-/Ummeldekosten: 
€ 60,00 
Pauschale: 
€ 20,00 
€ 3.039,89 
hiervon 40 % = 
€ 1.215,96 
Soweit der Kläger für die Ummeldung des Fahrzeugs eine Pauschale von € 75,00 
beansprucht, ist diese auf € 60,00 zu kürzen. Dieser Betrag entspricht der im hiesigen 
Gerichtsbezirk geltenden Pauschale. Die Beklagte hat bestritten, dass dem Kläger höhere 
Aufwendungen entstanden sind. Er hat daraufhin auch keine höheren Aufwendungen 
dargelegt. 

Der Kläger kann darüber hinaus auch die Zahlung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten 
beanspruchen, die sich auf einen Gegenstandswert von bis zu € 1.500,00 berechnen. Bei 
Ansatz einer 1,3fachen Geschäftsgebühr (€ 149,50), einer Pauschale für Post- und 
Telekommunikation von (hier nur beanspruchten) € 4,40 sowie weiteren Auslagen von € 
12,00 errechnet sich ein erstattungsfähiger Betrag von € 165,90 (netto), mithin € 197,42 
(brutto). 

II. 

Die oben genannte Hauptforderung des Klägers ist jedoch gemäß § 389 BGB durch die 
von der Beklagten erklärten Aufrechnung in Höhe von € 893,97 erloschen, so dass ihm 
eine restliche Forderung in Höhe von € 321,99 verbleibt. 

Nach den im vorliegenden Rechtsstreit eingereichten Unterlagen (Anlage B 8 - B 10) hat 
das Gericht überhaupt keine hinreichenden Zweifel, daran, dass die Beklagte, wie von 
ihr behauptet, zum Unfallzeitpunkt Eigentümerin des Funkstreifenwagens mit dem 
amtlichen Kennzeichen... gewesen ist. Diese Unterlagen reichen im konkreten Fall 
zusammen mit der entsprechenden Erklärung der Beklagten zur Überzeugungsbildung 
i.S.d. §  286 ZPO aus. Es liegen hier keinerlei Anhaltspunkte dafür vor, dass eine 
„Fremdfinanzierung“ des Fahrzeugs erfolgt ist. Dabei verkennt das Gericht nicht, dass 
die Beklagte, wie im jährlich veröffentlichten Haushalt zu entnehmen ist, regelmäßig 
einen gewissen Kreditbedarf zur Haushaltsdeckung hat. Gleichwohl folgt hieraus weder 
ein Anhaltspunkt für eine mögliche Fremdfinanzierung des hier beteiligten Fahrzeugs, 
noch für eine hieraus möglicherweise resultierende Besicherung durch eine 
Sicherungsübereignung. 

Den Fahrzeugschaden der Beklagten haben die Parteien der Höhe nach mit Netto-
Reparaturkosten von € 3.500,00 sowie einer merkantilen Wertminderung von € 300,00 
unstreitig gestellt. Hinzukommen Gutachterkosten von € 300,00 sowie eine 
Kostenpauschale von € 20,00, so dass sich eine Gesamtschadenshöhe von € 4.120,00 
errechnet. Hiervon kann die Beklagte von dem Kläger gemäß §§ 7, 17, 18 StVG, 823 BGB 
60 %, mithin € 2.472,00 beanspruchen. Von dieser Forderung hat sie allerdings nur 
einen Teil, nämlich € 893,97, zur (Primär-)Aufrechnung gestellt. Dementsprechend 



verbleibt dem Kläger ein Teil seiner Klagforderung. Eine Hilfsaufrechnung mit dem 
verbleibenden Teil der Forderung hat die Beklagte auch nach dem entsprechenden 
Hinweis des Gerichts vom 10.08.2021 (Bl. 110 f. d.A.) nicht erklärt. 

III. 

Der Zinsanspruch des Klägers auf die verbleibende Hauptforderung folgt aus §§ 286, 288 
BGB. Die Beklagte befindet sich mit der Zahlung aufgrund ihrer ernsthaften und 
endgültigen Ablehnung mit Schreiben vom 02.04.2019 (Anlage K 6) seit diesem 
Zeitpunkt in Verzug. Der Zinsanspruch in Bezug auf vorgerichtl ichen 
Rechtsanwaltskosten beruht auf §§ 288, 291 BGB. 

IV. 

Die Kostenentscheidung folgt aus §  92 Abs.  1 ZPO und die Entscheidung über die 
vorläufige Vollstreckbarkeit aus §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO. 


